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URTEIL
In dem Rechtsstreit

1 .

Klägerin und Berufungsklägerin,

2 .

Kläger und Berufungskläger,

- Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Thilmany & Steinmetz, Pauluseck 1,

66564 Ottweiler -

g e g e n

5ank

Beklagte und Berufungsbeklagte,

- Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte



hat der 6.  Ziv i lsenat des Oberlandesger ichts Koblenz durch den Vorsi tzenden Richter
am Oberlandesger icht  Sartor,  den Richter am Oberlandesger icht  Grünewald und den
Richter am Landger icht  Beickler

au f  d ie  münd l iche  Verhand lung vom 30.11 .2006

f ü r  R e c h t  e r k a n n t :

Auf die Berufung der Kläger wird das am 25.4.2006 verkündete Urteil des

Einzelrichters der 11. Zivilkammer des Landgerichts Trier wie folgt abgeändert

und neu gefasst:

1. Die Beklagte wird verurteilt, Zug um Zug gegen Übertragung der Anteile

der Kläger an der,,Grundstücks-, Vermögens- und Venrualtung GbR

Leinfelden-Echterdingen / Stuttgart-Möhringen" (sog. WGS-Fonds Nr. 33)

a.  an die Kläger 6.754,78 € nebstZinsen hieraus in Höhe von 5 Prozent-

punkten über dem Basiszinssatz sei t  dem 10.10,2005 zu zahlen;

b.  d ie Ansprüche aus der Kapi ta l lebensversicherung Nr.  8187853 bei  der

Volkswohl-Bund Lebensversicherung AG an die Kläger zurück zu

übertragen.

2. Es wird festgestellt, dass der Beklagten aus dem bei ihr geführten

Darlehensvertrag Nr.  6191061581 keiner le i  Ansprüche mehr gegen die

Kläger zustehen.

3. Die Kosten des Rechtsstreits hat die Beklagte zu tragen.

4. Das Urteil ist zu ZifIer 1 a. sowie wegen der Kosten vodäufig voll-

streckbar. Die Beklagte darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung

in Höhe von 1 20 % des vol lstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht

zuvor die Kläger Sicherhei t  in gleicher Höhe le isten.



G r ü n d e :

t .

Die Parleien streiten um die Abwicklung eines Darlehens, mit dem die beklagte Bank
den Bei t r i t t  der Kläger zu einem geschlossenen lmmobi l ienfonds f inanzierte.

Das von der Gründungsgesel lschaft  (Fa. WGS GmbH) und einem Mitgesel lschafter

init i iefte und von diesen über Vertriebsgesellschaften auf den Markt gebrachte

Anlagekonzept sah vor, dass die durch Anlagevermittler gewonnenen Anleger nach

Abklärung ihrer f inanziellen Verhältnisse ein notarielles Eintrittsangebot abgeben und

sich die Mit te l  für  ihre,  auf  e in Treuhandkonto der GbR zu le istende, Einlage durch

ein Bankdar lehen beschaffen sol l ten.

Die auf die Einzelhei ten des Fonds eingehende Werbung der Kläger fand unter

Verurendung eines umfangreichen Fondsprospekts statt, der aus zwei Teilen

bestand. Der Prospektteil I enthielt neben Gesellschafts- und lmmobilien-

enruerbsvefträgen alle Funktionsverträge im Wortlaut, einen Chancen-Risiko-Raster,

Baupläne, Baubeschreibungen, wei tere technische Unter lagen sowie Muster der von

den jeweil igen Anlegern zu unterschreibenden Eintrittsanträge sowie der

Selbstauskunft .  Der Prospekttei l  l l  enthiel t  unter anderem eine Beispielrechnung zum

Liquiditätsverlauf .

Die von einem Anlagevermittler geworbenen Kläger untezeichneten unter dem

Datum des 15.4.1994 einen Eintr i t tsantrag für den lmmobi l ienfonds Nr.  33 der WGS,

betreffend zwei lmmobilienobjekte in Leinfelden-Echterdingen und Stuttgart-

Möhringen, ferner eine Selbstauskunft  und einen Antrag auf Abschluss einer

Kapi ta l lebensversicherung. Mit  notar ie l ler  Urkunde vom 16.4.1994 gaben die Kläger

gegenuber der die vorgenannten Objekte betreibenden ,,Grundstücks-, Vermögens-

und Veruraltungs-GbR" ein Angebot auf den Enruerb eines Fondsanteils über

insgesamt 30.650,--  DM ab. Der Betei l igungsvertrag kam sodann durch

Annahmerklärung des geschäftsfuhrenden Gesel lschafters des Fonds am 10.5.19g4

zustande. Den Darlehensantrag mit  e iner Gesamtsumme von 35.240 DM und einer
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Zinsbindungsfr ist  b is 1. '12.2003 sowie einem Nominalz ins von 6,8 o/o untezeichneten

die Kläger zu Hause am 27.4.1994. Die Beklagte nahm den Antrag am 25.51994 an.
Die Dar lehensrückzahlung sol l te spätestens zum 1.1.2013 durch die an die Beklagte

abgetretene Lebensversicherung erfolgen. Die Beklagte zahlte sodann verein-

barungsgemäß die Nettodar lehensvaluta auf das Treuhandkonto aus.

Die Kläger erbrachten vertragsgemäß in der Zei t  vom 1 .7.1994 bis zum 1.11.2003

Zinsleistungen in Höhe von 6.754,78 €.  Mit  Schreiben ihres Prozessbevol lmächt igten

vom 1.12.2003 erklärten s ie den Widerruf  ihrer zum Abschluss des

Darlehensveftrages führenden Wil lenserklärungen. Sie ver langen nunmehr mit  der

vor l iegenden Klage die Rückzahlung der erbrachten Zinsleistungen nebst

Verzugszinsen und Rückabtr:etung der Rechte aus der Lebensversicherung, Zug-um-

Zug gegen Übertragung des enruorbenen Gesellschaftsanteils, sowie die

Feststel lung, dass der Beklagten keine weiteren Ansprüche mehr aus dem Darlehen

zustehen.

Das Landger icht  hat die Klage vol lumfängl ich abgewiesen. Es hat zur Begründung im

wesent l ichen ausgeführt ,  dass es im Hinbl ick auf die notar ie l le Beurkundung des

Fondsbeitritts an der Ursächlichkeit der - einmal unterstellten - Haustürsituation für

den nachfolgenden Darlehensvertrag fehle. Zudem bestehe zwischen dem

Darlehensvertrag und dem Fondsbeitritt keine wirtschaftl iche Einheit.

Hiergegen wenden sich die Kläger mit ihrer Berufung und verfolgen ihre erst-

instanzlichen Anträge weiter. Sie tragen unter Wiederholung und Verliefung ihres

dortigen Vorbringens vor, dass die Kausalität der gegebenen Haustürsituation durch

die notarielle Beurkundung des Fondsbeitritts fur den Darlehensvertrag nicht

entfallen sei. Da die Beklagte eine Vielzahl von Fondsbeitritten finanziert und die

jewei l ige Finanzierung mit  dem Fondsini t iator abgesprochen habe, l iege auch ein

verbundenes Geschäft im Sinne des $ 9 VerbrKrG vor.

Die Kläger beantragen,

nach ihren Schlussanträqen aus erster Instanz zu erkennen.



Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Sie verteidigt das angefochtene Urteil gegen die Angriffe der Berufung.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf das schriftsätzliche Vorbringen der

Parteien sowie gemäß S 540 Abs. 1 ZPO auf die tatsächlichen Feststellungen des

angefochtenen Urteils Bezug genommen.

Die zulässige Berufung der Kläger hat in der Sache in vollem Umfang Erfolg.

A.

Den Klägern steht aus $ 3 HausTWG a. F. ein Anspruch gegen die Beklagte auf

Rückzahlung der auf den Darlehensvertrag geleisteten Zinsen in Höhe von 6.754,78

€ sowie auf Ruckübertragung der Rechte aus der Kapitallebensversicherung,

abgeschlossen bei der Volkswohl-Bund Lebensversicherungs AG, zu.

Die Kläger haben ihre auf den Abschluss des Darlehensvertrages gerichteten

Willenserklärungen durch Schreiben ihres Prozessbevollmächtigten vom 1.12.2003

gemäß $ 1 Abs. 1 Nr. 1 HausTWG in der bis zum 30.9.20$fu.S9ltenden Fassung

wirksam widerrufen.

1 .

Das Landgericht hat zunächst rechtsfehlerhaft seiner Entscheidung die Vorschriften

der $$ 355 und 358 BGB neuer Fassung nach Art .  229 S 5 Satz 2 EGBGB zu

Grunde gelegt.

i l .



Art.  229 S I  EGBGB, der in seinem Absatz ' l  regel t ,  dass die vorgenannten

Vorschr i f ten in der nach dem 1. August 2002 gel tenden Fassung des BGB nur bei

Haustürgeschäften einschl ießl ich ihrer Rückabwicklung anzuwenden sind, die nach

dem 1. August 2002 abgeschlossen worden sind, ist  e ine Spezialregelung im

Verhäl tn is zu Art .229 S 5 Satz2 EGBGB (vgl .  BGH, Entscheidung v.  13.6.2006, Az.:

Xl  ZR 94105; ZIP 2006, 1995f) .  Der Gesetzgeber ist  dabei  ausdrückl ich davon

ausgegangen, dass die inhal t l ichen Anderungen für Verbraucheruerträge auch auf

vor Inkrafttreten des sogenannten OLG-Veftretungsänderungsgesetzes vom

23.7.2002 entstandene Schuldverhäl tn isse keine Anwendung f inden sol l ten.  Art . .229

$ 5 Satz 2 EGBGB ist  auch keine Sonderregelung für Dauerschuldverhäl tn isse, die

vom 1. Januar 2003 an einhei t l iches Recht gewährleisten sol l ,  und genießt

demzufolge keinen Vorrang. Zudem handel t  es s ich bei  der Frage der

Widerrufl ichkeit eines Haustürgeschäfts um eine Frage des Vertragsschlusses, wobei

insoweit für alle den gesamten Entstehungstatbestand eines Schuldverhältnisses

betrefienden Rechtsfragen schon nach Art. 229 S 5 Satz 1 EGBGB nur altes Recht

Anwendung f indet.  Hiernach ist  ledigl ich neues Recht nur dann anzuwenden, wenn

es sich um neue, von außen auf das Schuldverhäl tn is einwirkende, s ich nicht  aus

seiner inneren Entwicklung ergebende Umstände handel t  (vgl .  Palandt-Heinr ichs,

BGB, 65. Auf l  2006, Art .229 S 5 EGBGB Rdnr.  5) .

2 .

Nach höchstr ichter l icher Rechtsprechung f inden auf eine Dar lehens-

veftragserklärung, die ein Verbraucher in einer Haustürsi tuat ion abgibt  oder zu der er

in einer solchen veranlasst  wird,  auch dann die Vorschr i f ten des

Haustüruviderrufsgesetzes Anwendung, wenn der Darlehensvertrag zugleich die

Voraussetzungen des Vertrags nach dem Verbraucherkreditgesetz erfullt (BGH vom

14.06.2004 - l l  ZR 385102, WM 2004, 1527). Die scheinbar entgegenstehende

Vorrangregelung des $ 5 Abs. 2 HausTWG ist unter Beachtung des Ufieils des

Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften vom 13.12.2001 (NJW 2002, 281 f f )

r icht l in ienkonform einschränkend auszulegen. Danach gehören Kredi tverträge

insoweit nicht zu den dort aufgeführten Geschäften, als das Verbraucherkreditgesetz

kein gleich weit reichendes Widerrufsrecht wie das Haustürvriderrufsgesetz einräumt.

Die vorgenannte Best immung kommt hiernach vor l iegend nicht  zur Anwendung, wei l
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das Widerrufsrecht der Kläger nach dem Verbraucherkreditgesetz wegen Ablaufs der

Jahresfrist des $ 7 Abs. 2 VerbrKrG erloschen ist (vgl. BGH WM 2006, 220 (221)).

3 .

Der von den Klägern am 27.4.1994 unterschr iebene Darlehensvertrag ist  in Folge

einer Haustürsi tuat ion im Sinne des $ 1 Abs, 1 Nr.  1 HausTWG abgeschlossen

worden. Nach dieser Vorschrift können Kunden ihre auf Abschluss eines Vertrages

ger ichteten Wil lenserklärungen widerrufen, zu denen sie durch mündl iche

Verhandlungen im Bereich ihrer Pr ivatwohnung best immt worden sind.

a .

Es ist als unstreit ig davon auszugehen ($ 138 Abs. 3 ZPO), dass sowohl der

Fondsbei t r i t t  a ls auch die seiner Finanzierung dienende Darlehensaufnahme arn

15.4.1994 im Rahmen eines telefonisch angekündigten Besuchs des Vermit t lers

der Privatwohnung der Kläger und damit in einer Haustürsituation

angebahnt wurden. Dies haben die Kläger im Einzelnen substant i ief t  vorgetragen,

zuletzt ist dies erneut durch den Kläger zu 1. bei seiner Anhörung durch den Senat

geschildert worden. Der Vortrag der Kläger steht in vollern Umfang in

Übereinstimmung mit der Urkundenlage (vgl. Bl. 439 und 442), wonach die Kläger

am 15.4 .2006 in  ih re r  damal igen gemeinsamen Wohnung in  d ie

Selbstauskunft und den Eintrittsantrag unterzeichneten. Den Vortrag der Kläger hat

die Beklagte in nicht  zulässiger Weise ledigl ich mit  Nichtwissen bestr i t ten.

Nach dem Vortrag der Kläger suchte der Vermittler sie zu Hause auf und sprach sie

darauf an, ob s ie nicht  durch den Eruerb eines Antei les an einern geschlossenen

lmmobi l ienfonds namenS , ,Grundstücks-,  Vermögens- und Venval tungs-GbR

Leinfelden-Echterdingen /  Stut tgart-Möhringen -  dem sogenannten WGS-lmmobi l ien-

fonds Nr. 33 - fur ihr Alter ein kleines Vermögen enruerben und gleichzeitig Steuern

sparen wol l ten,  wobei  Hauptzweck die Sicherung der Al tersvorsorge der Kläger in in

Form einer ,,zusätzlichen Rente" durch zukünftig auszuschüttende Mieterträge sein

sol l te.  Nach den Angaben des Vermit t lers war die Anlage nur über eine

Fremdf inanzierung ohne Aufwendung von Eigenkapi ta l  mögl ich.  Daraufhin

unterschr ieben die Kläger nach Aushändigung der Prospekttei le I  und l l  e inen

,,Eintr i t tsantrag" sowie eine , ,Selbstauskunft" ,  wobei  s ie , ,e inen Haufen Papier"
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unterzeichnen mussten. Der Vermit t ler  sammelte al le ihm über lassenen Unter lagen

einschl ießl ich der Kopien eines Kontoauszuges über das gemeinsame Konto der

Kläger  be i  de r sowie e iner  Gehal tsbeschein igung des Klägers zu 2.

ein.  Am gleichen Tag schloss der Kläger zusätzl ich 2 Lebensversicherungen ab und

zwar eine zur Absicherung des aufzunehmenden -  h ier  strei tgegenständl ichen -

Darlehens sowie eine weitere ,,für sich", Der Darlehensvertrag wurde den Klägern

später auf dem Postweg zugesandt; diesen unterschrieben sie zu Hause arn

27.4.1994 und schickten ihn an die Beklaote zurück.

Dieser Sachverhal t  is t  h ier  n icht  a ls strei t ig anzusehen. Die Beklagte hat ihn nämlich

im Berufungsverfahren nur noch mit Nichtwissen bestritten. Auch in dern

nachgelassenen Schr i f tsatz vom 14.12.2006 hat s ie ihren schon in der mündl ichen

Verhandlung gehal tenen Vodrag wiederhol t ,  dass , ,  s ie nicht  zu sagen vermöge, ob

die vorgenannten Unter lagen am 15.4.1994 in der Wohnung der Kläger

unterzeichnet worden seien". Dieses Bestreiten mit Nichtwissen ist prozessual

unwirksam, so dass das Vorbr ingen der Kläger als zugestanden gi l t  ($ 138 Abs. 3

zPo).

Ein Bestrei ten mit  Nichtwissen ist  u.  a.  dann nicht  zulässig,  wenn eine Partei

Kenntnis aus eigener Wahrnehmung zwar nicht  hat,  s ich diese aber in ihrem eigenen

Unternehmensbereich oder von Personen, die unter ihrer Anlei tung, Aufsicht  oder

Verantwortung tät ig geworden sind, beschaffen kann (vgl .  BGHZ 109,205 (209):ZlP

1994,  1851 (1853) ;  Z IP  1998,  1965 (1967) ;  NJW-RR 2002,612(613) ) .  Danach t ra f

hier die Beklagte eine Erkundigungspf l icht  in Bezug auf die Umstände, unter denen

der Dar lehensvertrag zwischen den Par le ien angebahnt wurde, wei l  s ie s ich bei

Abschluss dieses Verlrages die Tätigkeit des Vermittlers, des von den Klägern als

Zeugen benannten zunutze gemacht hat.

Die Beklagte hatte nach ihrem eigenen Vor l rag in der mündl ichen Verhandlung vor

dem Senat dem Fondsbetreiber vorab ihre grundsätzliche Bereitschaft zur

Finanzierung der Fondsbetei l igungen einzelner Anleger erklär1,  fa l ls  d ie Boni tät  der

jewei l igen Anleger gegeben sei .  Hierauf ist  im Übrigen auch auf Grund des -

unstrei t igen -  Umstandes zu schl ießen, dass die Beklagte in einer Vielzahl  von

Fäl len Betei l igungen von Anlegern an dem in Rede stehenden Fonds f inanzierte.
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Diesbezüglich kann offen bleiben, welcher Vertriebspartner Arbeitgeber des Zeugen

gewesen war. Der Zeuge ließ die ihm - unbestritten - vom Fondsbetreiber

über lassenen Formulare für  den Fondsbei t r i t t ,  d ie Berechnung der monat l ichen

Belastung der Kläger durch das Darlehen, die Abtretung der Lebensversicherung

und die Selbstauskunft  von den Klägern unterzeichnen und gab sie zusammen mit

den für die Beur le i lung ihrer Boni tät  er forder l ichen Unter lagen an die

Fondsbetreiber in,  d ie diese dann bei  der Beklagten eingereicht  haben muss, da die

Kläger - unstreit ig - den von ihnen später untezeichneten Darlehensverlrag seitens

der Beklagten per Post zugeschickt bekamen. Danach waren sowohl der Zeuge

als auch die Fondsbetreiber in im Zusammenhang mit  dem Darlehensvertrag

im Verantwortungsbereich der Beklagten tätig, so dass die Beklagte sich auch bei

lhnen über die Umstände in dessen Vorfeld hätte erkundigen können und müssen

(vgl .  h ierzu auch BGH, Entscheidung vom 14.3.2005, Az;.  l l  ZR 405102; zum WGS

Fonds Nr.  29)

Der Beklagten oblag mithin eine Erkundigungspf l icht  gegenüber dem Vermit t ler

Die Erfolglosigkeit der zuletzt versuchten Auskunftseinholung geht zu ihren

Lasten und fuhrt nicht etwa dazu, dass nunmehr ein Bestreiten rnit Nichtwissen

zulässig ist .

Auch aus der sei tens der Beklagten zi t ier ten Entscheidung des BGH vom 26.9.2006

(Az.: Xl ZR 358/04) ergibt sich nichts anderes. Anders als dort l iegt hier kein

pauschales Bestreiten, sondern erklärtermaßen ein Bestreiten mit Nichtwissen vor.

D .

Es lag auch kein Bestel len im Sinne des $ 1 Abs. 2 Zi f fer  1.  HausTWG vor.  Wenn -

wie hier - feststeht, dass die Vertragsverhandlungen in einer Haustürsituation geführt

wurden, triff i  die Darlegungs- und Beweislast für einen bestellten Besuch des

Vermittlers die andere Verlragspartei. Entsprechendes ist hier von der Beklagten

aber schon nicht  vorgetragen worden. Insbesondere kann auf einen bestel l ten

Besuch nicht  aufgrund des Umstandes geschlossen werden, dass der Termin in

einem Telefonat zwischen dem Vermittler und den Kläoern vereinbart

wurde. Denn zum einen ging die In i t iat ive zur Kontaktaufnahme nach dem Vortrag

der Kläger al le in von dem Vermit t ler  aus,  so dass schon aus diesem Grund kein
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Bestel len vor lag (vgl .  BGH NJW 1990, 181, (182)) ,  zum anderen hätten die Kläger

ohnehin den Vermit t ler  gerade zu den konkreten Vertragsverhandlungen und
VedragsabschlÜssen bestel len müssen, was vor l iegend nach Darstel lung der Kläger

nicht  der Fal l  war.  Gegentei l iges hat die dar legungs- und beweispf l icht ige Beklagte

nicht  vorgetragen.

c .

Dass die Kläger den Darlehensveftrag am 27.4.1994 und mithin 12Tage nach dem

Besuch des Zeugen sowie 1'1 Tage nach ihrer notariellen Beitrittserklärung

zur Fondsgesel lschaft  unterzeichneten, führt  n icht  zur Verneinung der Kausal i tät  des

ursprÜnglichen Verhandlungskontakts in der Haustürsituation am 15.4.2006. Der

Senat s ieht  v ie lmehr als bewiesen äf l ,  dass die Unterzeichnung des

Darlehensvertrages am 27.4.1997 immer noch auf den besonderen Umständen des

Hausbesuches des Vermit t lers

Haustürsi tuat ion beruhte.

und mithin auf der damal iqen

a a .

$ 1 Abs. 1 HausTWG setzt nicht den Abschluss des Verlrags in der Haustürsituation

voraus, sondern es genügt eine Haustürsi tuat ion bei  der Vertragsanbahnung, die für

den späteren Verlragsschluss ursächlich wird. Es bedarf auch keines engen

zei t l ichen Zusammenhangs zwischen der mündl ichen Verhandlung und der späteren

Veftragserklärung. Bei  zunehmendem zei t l ichem Abstand kann al lerdings die

Indizwirkung dafür entfal len,  dass die ursprüngl iche Haustürsi tuat ion ursächl ich für

die Abgabe der widerrufenen Willenserklärung geworden ist. Welcher Zeitraurn

hierfür erJorderlich ist und welche Bedeutung möglicherweise auch anderen

Umständen im Rahmen der Kausal i tätsprüfung zukommt, ist  aber nach

höchstrichterl icher Rechtsprechung die vom Tatrichter zu klärende Frage des

Einze l fa l l s  (BGH:  vom 09.05 .2006 -  x l  zR 119/0s ,  BB 2006,  1409 ( j410) ;  vom

21 .01.2003 -  Xt  ZR 125t02, NJW 2003, 1390).

Der Nachweis gleichwohl bestehender Kausal i tät  b le ibt  dem Kunden zudem auch bei

einem größeren zeitl ichen Abstand zwischen Haustürsituation und Verlragsschluss

unbenommen (BGH: vom 22.10.2003 -  lv  zR 398102 NJW 2004, 59).  Der

Nachweis ist  geführt ,  wenn der Dar lehensnehmer durch eine Haustürsi tuat ion in eine
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Lage gebracht worden ist ,  in der er in seiner Entschl ießungsfreihei t  beeinträcht igt  is t ,

den ihm später angebotenen Vef i rag zu schl ießen oder davon Abstand zu nehmen
(BGH:  vom 21.1 .2003 -  X l  ZR 125102 -  ,  WM 2003,  483 un ter  l l  2  b ) .  Dabe i  i s t  es

nicht  er forder l ich,  dass die besonderen Umstände der ersten Kontaktaufnahme die

al le in ige oder auch nur die entscheidende Ursache darstel len;  es genügt,  dass s ie

mitursächl ich geworden sind (vgl .  BGH vom 1 4.6.2004 -  Az. :  l l  ZR 395/01, NJW
2004 2731; vom 18.10.2004 -  Az. :  l l  zR 3s2lo2, NJW-RR 2005, 180, sowie vorn

16.1.1996 -  Az: .  Xl  ZR 116/95, BGHZ 131 385),  mit  anderen Worten, dass s ie einen

unter mehreren BeweggrÜnden ausmachen, sofern nur ohne sie der später
geschlossene Vertrag nicht  oder nicht  so wie geschehen zustande gekommen wäre

(BGHZ 131, 385 (392)) .  Ein solcher Fal l  kann nach der Rechtsprechung u.  a.

gegeben sein,  wenn schon der Kredi tantrag im unmit te lbaren Zusarnmenhang mit

den Verhandlungen unterzeichnet wurde (BGH: vom 26.10.1993 -  Xl  ZR 42193 - ,

B G H Z  1 2 3 , 3 8 0  ( 3 9 3 ) ) .

Vorliegend ist nach Auffassung des Senats die Zeitspanne von 12 Tagen zwischen

der Haustürsi tuat ion und der Vertragserklärung der Kläger so kurz,  dass die

Indizwirkung fur eine Ursächl ichkei t  der Haustürsi tuat ion in Bezug auf den

Vertragsabschluss nicht  entfal len ist .  Die Kläger haben daher den ihnen obl iegenden

Ursächlichkeitsbeweis schon auf Grund dieser Indizwirkung geführt. Die enrvähnte

Rechtsprechung des Bundesger ichtshofs,  wonach bei  zunehmendem zei t l ichen

Abstand die Indizwirkung entfal len kann, steht dem nicht  entgegen. Sie betr i f t  Fäl le,

in denen zumindest mehrere Wochen zwischen der Haustürsi tuat ion und der

Vedragserklärung l iegen.

Abgesehen davon haben die Kläger den Ursächl ichkei tsnachweis aber auch auf

andere Weise geführt ,  denn es steht im Sinne der angeführten Rechtsprechung des

Bundesger ichtshofs fest ,  dass die Kläger durch die Haustürsi tuat ion in eine Lage

gebracht wurden, in der sie in ihrer Entschließungsfreiheit beeinträchtigt waren, oen

ihnen angebotenen Darlehensvertrag zu schl ießen oder davon Abstand zu nehmen.

Nach dem Vortrag der Kläger,  den die Beklagte in nicht  zulässiger Weise ledigl ich mit

Nichtwissen bestritten hat (s. oben), wurde bereits beim Hausbesuch des Vermittlers

am 15,4.2006 die Finanzierung durch die Beklagte -  wie konzept ionel l
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vorgesehen -  vereinbart .  Zugleich mit  dem Eintr i t tsantrag machten die Kläger dem
Vermittler mit ihrer unterschriebenen Selbstauskunft zur Prüfung ihres
Darlehensantrages alle für den Darlehensveftrag erforderlichen Angaben und

übergaben ihm die hierfür erforderlichen Unterlagen (Kontoauszug und

Gehaltsbescheinigung),  d ie er dann weiter le i tete.  Zugleich beauftragten sie den

Vermittler innerhalb des von ihnen unterzeichneten Eintrittsantrages, sich für sie

unmit te lbar mit  e iner Kredi tanfrage an die f inanzierende Bank -  d ie Beklagte -  zu

wenden. Das ergibt  s ich im Übrigen auch aus dem Kredi tver l rag selbst ,  in welchem

die Beklagte u. a. erklärte, ,,Das Modell wird von Vermittlern betrieben".

Vor dem verbindlichen Abschluss des Darlehensvertrages bedurfte es danach nur

noch der Boni tätsprufung durch die Beklagte,  zu der die Kläger , , ihren Tei l "  a lso

bereits vollständig beigetragen hatten. Bei dieser Ausgangslage stellte sich für die

Kläger in mithin die Unterzeichnung des Darlehensvertrages ann 27.4.1994 als

zwangsläufige Folge der bei dem Besuch des Vermittlers vereinbarten Schritte dar.

b b .

Die Kausalität zwischen Haustürsituation und Vertraosschluss war auch nicht

unterbrochen.

In der Rechtsprechung ist  d ie Kausal i tät  bei  zunehmender zei t l icher Distanz in Fäl len

abgelehnt worden, in denen zusätzl iche Umstände hinzutraten, die den

Kausalzusammenhang in Frage stel l ten (BGH vom 9,05.2006 -  Xl  ZR 119/05).  Es

handel te s ich dabei  um Umstände, die dem Verbraucher Veranlassung gaben, den

Abschluss des , ,angebahnten" Dar lehensvertrages noch einmal zu überdenken.

Einen solchen zusätzl ichen Umstand, der zum Entfal len der Kausal i tät  in Bezug auf

den Darlehensvertrag führen kann, vermag der Senat al le in in der am 16.4.1994 in

Schweich stattgefundenen notarielle Beurkundung des Fondsbeitritts nicht erkennen.

Entgegen der Ansicht  des Landger ichts und der Beklagten bewirkt  d ie Regelung des

S 312 Abs.  3  Nr .  3  BGB n .  F .  ( f rüher  und h ie r  e insch läg ig :  $  1  Abs .2  Z i f fe r  3
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HausTWG) nicht zwangsläufig das Entfallen des Überraschungsmornents im Hinblick
auf den nachfolgend abgeschlossenen Darlehensvertrag.

Der Senat ist  v ie lmehr im Gegentei l  davon übezeugt,  dass im vor l iegenden Fal l  d ie
Überrumpelungssi tuat ion durch den Notartermin nicht  wegf ie l ,  sondern zumindest
weiter bestand, wenn nicht sogar sich hierdurch noch verstärkte.

Ausgangspunkt der Betrachtung ist  Sinn und Zweck des g 1 Abs. 2 Nr.  3 HausTWG.
Die Versagung eines Widerrufsrechts für den Verbraucher bei notarieller
Beurkundung seiner Wi l lenserklärung beruht auf der En,rägung, dass es in solchen
Fäl len am Moment der Überraschung und Übervor le i lung des Kunden fehl t ,  wei l

dessen Interessen durch die Belehrungspflicht des Notars ausreichend geschutzt

s ind (vgl .  Palandt-Putzo, BGB, 59. Auf l . ,  g 1 HausTWG Rdnr.  22).  Diese Enruägung

tr i f f t  jedoch in den Fäl len nicht  zu,  in denen -  wie vor l iegend -  der Verbraucher

aufgrund anbieterinit i ierter Verhandlungen bereits zum Vertragsschluss bestirnmt

worden war und die Beurkundung eine bloße Formal i tät  darstel l te.

( 1 )

Sämtl iche Verhandlungen, die dem Beitr i t t  und dem Darlehensvertrag vorausgingen,

fanden am 15.4.2006 in der Wohnung der Kläger stat t .  Der von den Klägern schon

am 15.4.2006 untezeichnete ,,Eintrittsantrag" (vgl. Anlage K I Seite 165 (-

Leerformular), Bl. 442 (= Kopie des tatsächlich untezeichneten Forrnulars)) enthielt

schon alle vertragswesentlichen Gesichtspunkte. Er bezeichnete die Fonds-
gesellschaft und durch Verureis auf den Inhalt der Prospektteile I und ll auch den

Betrag, mit dem sich die Kläger späterhin an der Gesellschaft beteil igten sowie die

Höhe des aufzunehmenden Kredits innerhalb eines spezifizierten
Finanzierungsvorschlages (vgl .  Anlage K2 Sei te 12).  Der Inhal t  des Eintr i t tsantrages,

insbesondere die Bestät igung, dass weitere,  insbesondere mündl iche Nebenabreden

nicht getroffen wurden sowie die Tatsache, dass eine Unterschrift zu leisten war,

musste bei  den Klägern den Eindruck enrvecken, dass eine endgül t ige recht l iche

Verpf l ichtung begründet worden war,  Hieran änderte auch der Hinweis auf das
Erfordernis einer notar ie l len Beurkundung nichts.  Nicht  nur,  dass diese Passage,

anders der zuvor genannte Verueis auf nicht getroffene Nebenabreden,

kleingedruckt  war,  legte dieser Hinweis eine Deutung nahe, wonach nur der
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eigentliche Beitritt, nicht jedoch die diesem vorgelagerte Verpfl ichtung zum Beitritt
gegen Zahlung eines Entgel ts beurkundungsbedürf t ig war.  Aus der Sicht  der Kläger
war danach schon mit der UnterzeichnLrng dieses Eintrittsantrages ein Grad an
,,Verbindl ichkei t"  erreicht ,  der den am nächsten Tag folgenden Notar lermin als bloße
Formal ie erscheinen l ieß.

Dieser Eindruck wurde noch dadurch verstärkt ,  dass den Klägern schon innerhalb
der Haustürsituation als Bestandteil Ziffer 03. des Prospektteils | (Anlage K 1 Seiten
3 bis 6) Über lassen worden war,  der dann ledigl ich unter maschinenschr i f t l icher
EinfÜgung der Namen der Kläger und des Kapi ta lbetei l igungsbetrages (s.  Anlage K
3) unverändert so vom Notar venruendet wurde. Zudem enthielt auch schon der
Entwurf des notariellen Vertrages den formularmäßigen Verzicht auf ein Vorlesen der
Urkunde und deren Vorlage zur Durchsicht (vgl. Ziffer I (4) Vorbernerkungen). Dies

belegt,  dass schon in der Urkunde vorausgesetzt  wurde, dass den Klägern der
genaue Inhal t  zuvor bekannt sein sol l te.  Eine eigenständige weitere Überprüfung der
Anlageentscheidung sei tens der Kläger anlässl ich des Notadermins war mithin weder
vorgesehen noch gewol l t .  Es bleibt  auch völ l ig of fen,  in welcher Hinsicht  der Notar

die Kläger nach $ 17 BeurkG belehren sol l te,  zumal auch ihm nach dem Inhal t  der

notariellen Urkunde gerade die spezifischerr mit dem Beitritt zu diesem

I mmo bi lenfonds verbundenen wir tschaft l ichen Risiken unbekannt waren.

( 2 )

Wenn sich die vorstehenden Ausführungen auch auf den Fondsbei t r i t t  beziehen,

hinsicht l ich dessen die Kläger einen Widerruf  n icht  erk lärt  haben, so beansprucnen

sie doch ebenfalls und sogar erst recht Geltung in Bezug auf den Darlehensvertrag.

Denn wenn nach den dargelegten besonderen Umständen der Notartermin die ihm
vom Gesetz zugedachte Funktion schon in Bezug auf den beurkundeten
Fondsbeitritt nicht erfüllen konnte, dann gilt das zwangsläufig umso mehr in Bezug
auf den nicht  beurkundeten und noch nicht  e inmal angesprochenen
Darlehensvertrag, auf den sich dementsprechend die prüfungs- uno
Belehrungspf l ichten des Notars aus $ 17 BeurkG gar nicht  erst  erstreckten.

Soweit  d ie Beklagten unter Hinweis auf die Entscheidung des Brandenburgischen
Oberlandesgerichts vom 7.6.2006 - Az.: 4 lJ 226105 - darauf verweisen, dass die
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Kläger spätestens bei  auf t retenden Zweifeln an der Sinnhaft igkei t  der Kapi ta lanlage

und Fragen betreffend die Verbindlichkeit des Eintrittsantrages Gelegenheit gehabt

hätten, die Beratung des Notars in Anspruch zu nehmen, so betr i f f i  d ies ledigl ich den

Problemkreis des Fondsbei t r i t ts.  Anhal tspunkte für  e in Entfal len der ursprüngl ichen

,,Überrumpelungssi tuat ion" bezogen auf den noch abzuschl ießenden

Darlehensvertrag ergeben sich hieraus nicht .  Anders als im hier zu entscheidenden

Fal l  lag im Übrigen der zuvor genannten Entscheidung ein Sachverhal t  zu Grunde, in

dem zwischen dem Anbahnungsgespräch und der notar ie l len Beurkundung ein

Zei t raum von 10 Tagen lag,  so dass der dor l ige Anleger tatsächl ich die Zei t  und

damit  d ie Mögl ichkei t  hat te,  seine Anlageentscheidung zu überdenken. Hier jedoch

folgte ohne zei t l iche , ,Unterbrechung" am dem Anlagegespräch folgenden Tag die

Beurkundung des Bei t r i t tsantrages. Selbst  wenn die Kläger -  so wie es die Beklagte

gel tend macht -  anlässl ich des Notartermins am 16.4.1994 gemerki  haben sol l ten,

dass es ,, jetzt ernst wird", so hatten sie bis zu diesem Zeitpunkt - anderes trägt auch

die Beklagte nicht  vor -  gerade keine ausreichende Fr ist  gehabt,  ihre Entscheidung

zu überdenken. Es kann deshalb vor l iegend auch dahinstehen, ob der Auffassung

des Brandenburgischen Oberlandesger ichts überhaupt zu fo lgen wäre.

( 3 )

Wol l te man zudem in einem Fal l  wie dem vor l iegenden die Mögl ichkei t  des Widerrufs

bezugl ich eines nachfolgend abgeschlossenen Darlehensvertrages ledigl ich wegen

der zwischengeschal teten notar ie l len Beurkundung eines Fondsbei t r i t ts versagen,

die bei  e inem Beitr i t t  zu einem geschlossenen l rnmobi l ienfonds gar nicht  notwendig

is t  (vg l .  Pa landt -Grüneberg ,  BGB,65.  Auf l . ,  S  311 b  Rdnr .9 ;  OLG München NJW-RR

1994, 37; BGHZ 86, 367), würde der vom Haustünviderrufsgesetz beabsichtigte

Verbraucherschutz leer laufen. Durch die bloße Formalie des Notartermins würden

dann nämlich die Schutzvorkehrungen des Haustürwiderrufsgesetzes unterlaufen

und ausgehebel t .

(4 )

Die sei tens der Beklagten für ihre gegentei l ige Auffassung in Anspruch genommene

Rechtsprechung des Thür inger Oberlandesger ichts und des Kammerger ichts Ber l in

gibt  dem Senat keine Veranlassung zu einer anderen Beurtei lung.
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Das ThÜringer OLG Jena hat in zwei Entscheidungen (Az.:  5 U 250/03, Urtei l  v.

13.1.2004 und Az.:  5 U 7421A5, Urtei l  v.28.3.2006, ZIP 2006, 946) die Auffassung
vertreten, dass durch die notarielle Beurkundung des finanzierten Geschäfts

zwangsläufig auch das Überraschungsmoment in Bezug auf das Darlehensgeschäft

entfal le,  wenn die notar ie l le Beurkundung der gemeinsamen Anbahnung des

finanzierten Geschäfts und des Darlehens in einer Haustürsituation nachfolge, aber

vor dem späteren Abschluss des Darlehensvertrages erfolge. Der Senat kann sich

dieser Auffassung zumindest in dieser Al lgemeinhei t  n icht  anschl ießen. Der Senat

kommt vielmehr jedenfalls für die vorliegende Fallgestaltung aufgrund der

vorstehenden Eruägungen zu dem Ergebnis,  dass durch die notar ie l le Beurkundung

des Fondsbeitritts das Überraschungsmoment hinsichtl ich des Darlehensgeschäfts

nicht entfallen war. Zwar hat der Bundesgerichtshof die Nichtzulassungsbeschwerde

gegen das Urtei l  des Thür ingischen OLG Jena vom 13.1.2004 zurückgewiesen.

Daraus folgt jedoch nicht, dass der Bundesgerichtshof die Auffassung des

Berufungsgerichts, dass durch die notarielle Beurkundung des finanzierten

Geschäfts zwangsläufig das Überraschungsmoment bezüglich des

Darlehensvertrages entfal le,  in ihrer Al lgemeinhei t  gebi l l igt  hät te.  Vielmehr hat der

Bundesger ichthof ledigl ich für  den konkreten Einzel fa l l  entschieden, dass die

tatrichterl ichen Feststellungen des Berufungsgerichts, das Überraschungsmoment

einer etwaigen Haustürsituation sei für den Abschluss des Darlehensvertrages nicht

(mit-)ursächlich geworden, einen Rechtsfehler nicht erkennen lasse. Dem entspricht

es,  dass der gleiche 11. Ziv i lsenat des Bundesger ichtshofs in seiner Entscheidung

vom 25.4.2006 (Az.:  Xl  ZR 193104)für den -  unterstel l ten -  Fal l  e iner gerneinsamen

Anbahnung des f inanzierten Geschäfts und des Darlehens in einer Haustürsi tuat ion

die Auffassung vertreten hat, der dem Ausschluss des Widerrufsrechts nach $ 1 Abs.

2 Nr.  3 HausTWG zugrunde l iegende Gedanke, dass bei  notar ie l ler  Beurkundung ein

Übereilungsschutz durch eine Widerrufsmöglichkeit nicht erforderlich ist, gelte nicht

zwangsläufig auch für den nichtbeurkundeten Darphensvertrag. Danach sieht sich

der Senat mit  seiner Auffassung in Übereinst immung mit  der Rechtsprechung des

B undesgerichtshofs,

Das Kammergericht vertritt in der von der Beklagten in Bezug genommenen

Entscheidung (Az.:  4 U 77103, Urtei l  vom 28.6.2005, WM 2005, 2218 f f )  d ie

Auffassung, dass der Dar lehensvertrag nicht  durch die Haustürsi tuat ion (mit-)
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verursacht sei ,  wenn er bei  ordnungsgemäßer Belehrung zum f inanzierten Geschäft
gemeinsam mit  d iesem in einer Haustürsi tuat ion angebahnt,  aber erst  mehr als eine
Woche später abgeschlossen werde. Ob dem zu folgen ist, bedarf vorliegend keiner
Entscheidung, weil hier keine Widerrufsbelehrung zum Fondsbeitritt erfolgte. Der

Auffassung der Beklagten, dass die einen Tag später vorgenornmene notarielle
Beurkundung des Fondsbeitritts die unterbliebene Widerrufsbelehrung ersetzt habe
und ihr  mit  Bl ick auf den später angeschlossenen Darlehensvertrag gleichwert ig sei ,
folgt der Senat nicht. Solches wird auch von dem Kammergericht in der von der
Beklagten zit ierten Entscheidung nicht rrefireten. Das Kammergericht hat vielmehr im
Gegenteil mit ähnlichen Argumenten wie der erkennende Senat Zweifel an der
vorstehend bereits referiefien Rechtsprechung des Thüringischen OLG Jena
angemeldet, die der notariellen Beurkundung des finanzierten Geschäfts
grundsätzl ich eine solche Bedeutung beimisst .

4 .

Das Widerrufsrecht der Kläger gemäß $ 1 Abs. 1 HausTWG ist nicht durch Ablauf

der Widerrufsfrist von einer Woche erloschen. Denn die Kläger wurden nicht

ordnungsgemäß nach g 2 Abs. 1 Satz 2 und 3 HausTWG belehrt .

Die einwöchige Widerrufsfr ist  des $ 1 Abs. 1 HausTWG wird auch in Fäl len,  in denen

einem Darlehensnehmer mit  Rucksicht  auf die gebotene r icht l in ienkonforme

Auslegung des S 5 Abs. 2 HausTWG ein Widerrufsrecht nach dem

Haustünrriderrufsgesetz zusteht, nur durch eine den Vorgaben dieses Gesetzes

entsprechende Widerrufsbelehrung in Gang gesetzt (BGH vom 08.06 .2004 - Xl ZR

167102, NJW 04, 2744 m. w. N.) .  Nur dann wird dem Schutzzweck der

Widerrufsbelehrung h in reichend Rechn ung getra gen.

Die erfolgte Widerrufsbelehrung in dem streitgegenständlichen Darlehensvedrag war
ersichtl ich auf die speziellen Vorschriften des Verbraucherkreditgesetzes

zugeschnitten. Sie erfüllte nicht die strengen Voraussetzungen des
Haustünruiderrufsgesetzes. Auch die von der Beklagten angesprochene

Entscheidung des BGH (vom 25.04.2006 -  Xl  zR 193104, z lp 06, 940) weist
ausdrückl ich darauf hin,  dass die Belehrung über das Widerrufsrecht nach dem
Haustürwiderrufsgesetz al le in nach diesem Gesetz zu beurtei len ist .  Damit  darf
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gemäß $ 2 Abs. 1 S. 3 HausTWG die Belehrung über das Widerrufsrecht keine
,,anderen" Erklärungen als die in $ 2 HausTWG genannten enthal ten.  Das aber war
hier mit  dem Hinweis,  dass im Fal le des Empfangs des Darlehens der Widerruf  a ls
nicht  er fo lgt  gel te,  wenn das Darlehen nicht  b innen zweier Wochen entweder nach
Erklärung des Widerrufs oder nach Auszahlung des Darlehens zurückbezahlt werde,
der Fal l .  Eine solche Erklärung kann den Kunden nämlich zu der unr icht igen
Annahme verleiten, sein Widerrufsrecht sei an die weitere Voraussetzung der
Rückzahlung des Kredi ts innerhalb der genannten Fr ist  gebunden (vgl .  BGH Zlp
2005,1314 (1315) ;  Z IP  2005,67  (69) ;  NJW 2003,424 (425) ) .

Das in S 2 HausTWG geregelte Widerrufsrecht bezweckt den Schutz des
Verbrauchers. Dieser Schutz erfordert eine möglichst umfassende,
unmissverständl iche und aus dem Verständnis des Verbrauchers eindeut ige

Belehrung. Dem tragen die bei  der Belehrung von Gesetzes wegen zu beachtenden

Formvorschriften und inhaltl ichen Anforderungen Rechnung. Um die vom Gesetz
bezweckte Verdeutlichung des Rechts zum Widerruf nicht zu beeinträchtigen, dari
die Widerrufsbelehrung grundsätzlich keine anderen Erklärungen enthalten. Dies

schließt allerdings nicht schlechthin jeglichen Zusatz zur Belehrung aus, lhrem
Zweck entsprechend sind Ergänzungen als zulässig anzusehen, die ihren Inhal t

verdeut l ichen. Nicht  h iezu rechnen jedoch Erklärungen, die einen eigenen lnhal t

aufweisen und weder für  das Verständnis noch für die Wirksamkeit  der
Widerrufsbelehrung von Bedeutung sind (BGH vom 04.07 .2002 -  |  ZR SSI0O, Zlp
2 0 0 2 , 1 7 3 0  m ,  w .  N . ) .

Vertrauensgesichtspunkte der Beklagten als Kreditgeberin, dass sie nicht

nachträglich - aufgrund einer europarechtlich motivierlen Anderung der höchst-
richterl ichen Rechtsprechung - mit einem unbefristeten Widerrufsrecht des
Vertragsgegners überrascht und belastet werden dürfe, stehen der richfl inien-
konformen Auslegung nicht  entgegen. Auch der Umstand, dass der Gesetzgeber mit
Hi l fe des $ 5 Abs. 2 HausTWG und dem sich hieraus ergebenden Grundsatz der
Subsidiar i tät  im Ergebnis zwei paral le le Widerrufsbelehrungen nach dem
Ve rbra ucherkred itgesetz u nd nach de m Haustü nviderrufsgesetz zug u nsten letzterern
vermeiden wol l te,  rechtfert igt  keine andere Beurtei lung. Soweit  näml ich nach der
gebotenen Auslegung des $ 5 Abs. 2 HausTWG ein Widerrufsrecht nach dern
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Haustürwiderrufsgesetz besteht, muss die Belehrung den Vorgaben dieses Gesetzes
genÜgen; nur so wird dem schützensweden Verbraucher der gebotene Schutz nach
diesem Gesetz zutei l  (vgl .  OLG Koblenz, Entscheidung v.  5.4.2005 -  Az. :3 u gZZlO4
-,  oLGR 2005,501 f f ) .

5 .

Den Klägern steht mithin nach $ 3 Abs. 1 Satz 1 HausTWG ein Anspruch gegen die
Beklagte auf Zahlung der in der Zei t  vom 1.7.1994 bis 1.11.2003 erbrachten
Zahlungen in Gesamthöhe von 6.754,78 € sowie auf Rückabtretung der als
Zusatzsicherheit dienenden und an die Beklagte abgetretenen Lebensversicherung
zu, Zug um Zug gegen Übeftragung sämtl icher Ansprüche, die der Kläger an den
Fonds haben.

Als Rechtsfolge des ordnungsgemäß erklärten Widerrufs sind die parteien gemäß g

3 Abs. 1 Satz 1 HausTWG verpfl ichtet, dem jeweils anderen Teil die empfangenen
Leistungen zurückzugewähren. Danach hat die Beklagte den Klägern die von ihnen
gezahlten Zinsraten - deren Höhe unstreit ig ist - zurückzuzahlen und die zur
Sicherheit abgetretene Lebensversicherung zurück abzutreten ,die Kläger hingegen
haben, was sie schon in lhrem Zug-um-Zug Antrag berücksichtigt haben, an die
Beklagte ihren Fondsanteil abzutreten. Die von den Klägern empfangene Leistung ist
im Fal le der hier vor l iegenden Auszahlung der Dar lehensvaluta an einen Dri t ten bei
einem Verbundgeschäft im Sinne des S g VerbrKrG der finanzierte
Gesel lschaftsantei l  und nicht  d ie Dar lehensvaluta.

Vorliegend stellen der Darlehens- und der Beitrittsvertrag ein verbundenes
Geschäft im Sinne des $ 9 VerbrKrG a. F. dar. g 9 Abs. 1 Satz 1 VerbrKrG setzt
zunächst voraus, dass der Kredit der Finanzierung des Kaufpreises dient.
Wesentliche Voraussetzung für das Vorliegen von nach $ 9 VerbrkG verbundenen
Rechtsgeschäften ist weiter, dass Kreditvertrag und finanzierles Geschäft als
wir tschaft l iche Einhei t  anzusehen ist  .Der BGH hat hiezu voranstel lend ausgeführt ,
dass ein solch ,,verbundenes Geschäft" auch bei einem kreditf inanzieften Beitritt zu
einem geschlossenen lmmobi l ienfonds vor l iegen kann (BGH: vom 14. Juni  2004 - l l

zR3B5l02  -  wM 04,  1s27;  vom 14.06 .2004 -  l t  zR 39s /01 ,  NJW 04,2731:  vorn  25 .
Apr i l  2006 -  Xl  ZR 193104, WM 06, 1003),
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Bei verbundenen Geschäften ist die Unwirksamkeitsfolge eines Widerrufs sowohl
nach $ 7 VerbrKrG als auch nach $ 1 HausTWG auf beide Verträge zu erstrecken
und der widerrufende Darlehensnehmer keinem Ruckzahlungsanspruch des
Darlehensgebers auszusetzen. Dies begründet der Bundesger ichtshof rni t  dem
Schutzzweck der Widerrufsregelung, dem Darlehensnehmer innerhalb einer
angemessenen Überlegungsfrist frei und ohne Furcht vor f inanziellen Nachteilen die
Entscheidung zu ermöglichen, ob er an seinen Verpfl ichtungserklärungen festhalten
will. Dieser gesetzliche Schutzzweck würde gefährdet, wenn der Darlehensnehmer
das wirtschaftl iche Risiko des Fondsbeitritts zu tragen hätte. Der erkennende Senat
folgt der höchstrichterl ichen Rechtsprechung.

lm vor l iegenden Fal l  s ind die Voraussetzungen des g 9 Abs. 1 S. I  VerbrKrG a.  F.
edÜllt. Zum einen diente der Darlehensvertrag schon dem Worilaut seines
vorangestel l ten Deckblat tes (s iehe Anlage K 5 Sei te 1) nach al le in der Finanzierung
des Gesellschaftsbeitritts. Gemäß den Bestimmungen des Darlehensvertrags auf
dessen letzter Seite wurde die Auszahlung des Darlehens von der Vorlage einer
Bei t r i t tserklärung zur GdbR-Gesel lschaft  abhängig gemacht.  Zudern wiesen die
Kläger die Beklagte unwiderrufl ich äfl, den gesamten Auszahlungsbetrag
ausschl ießl ich dem Konto des Treuhänders gutzuschreiben. Den Klägern wurde die
Valuta also zu keiner Zeit auf einem Konto zur Verfügung gestellt, über das sie
hätten frei ver-fügen können. Die vorliegende Fallgestaltung geht somit uber die
regelmäßig einem Kredi tgeschäft  innewohnende Zweckbest immung hinaus (s.  dazu
BGH vom 23. September 2003 - Xl ZR 13SlO2, WM 03, 2232\.

b .

Zum anderen sind beide Verträge als wirtschaftl iche Einheit anzusehen. Gemäß $ g

Abs. '1 S. 2 VerbrKrG ist  e ine solche insbesondere dann anzunehmen, wenn der
Kreditgeber sich bei der Vorbereitung oder dem Abschluss des Kreditvertraqes der
Mitwirkung des Verkäufers bedient.

Dies wird unwiderleglich vermutet, wenn der Kreditvertrag nicht aufgrund eigener
Ini t iat ive eines Kredi tnehmers zustande gekommen ist ,  der von sich aus die Bank



um Finanzierung eines Anlagegeschäfts ersucht,  sondern deshalb,  wei l  der

Vertriebsbeauftragte des Anlagevertreibers dem Interessenten zugleich mit den

Anlageunter lagen den Abschluss eines Kredi tantrages bei  dem Finanzierungsinst i tut

andient,  das s ich zuvor dem Anlagevertreiber gegenüber zur Finanzierung berei t

erk lär t  hat  (BGH vom 25.04.2006 -  Xl  ZR 193/04).

Eine solche unwider legl iche Vermutung lässt  s ich al lerdings vor l iegend nicht

begründen. Zwar ergibt  s ich berei ts aus dem Eingangswort laut  des von den Klägern

am 15.4.1994 unterzeichneten - ausgefüllten - Selbstauskunftsforrnulars, dass sie

zugleich einen Darlehensantrag über den Vermit t ler  abgaben und ihn ermächt igten,

sich in ihrem Namen unmit te lbar mit  der, ,Kredi tanfrage" an die f inanzierende Bank zu

wenden. Es ist  a l lerdings nicht  ers icht l ich,  dass die Kläger zugleich mit  den

Anlageunterlagen einen Kreditantrag der Beklagten als Finanzierungsinstitut

vorgelegt bekamen, so wie es die Rechtsprechung des BGH zur Begründung einer

unwider legl ichen Vermutung erfordert  (vgl .  BGH vom 25.4.2006 -  Xl  ZR 193/04; vom

23.9.2003 - Xt ZR 135102, WM 2003, 2232).

Es ist  jedoch zum Nachweis der wir tschaft l ichen Einhei t  ausreichend, wenn -  wie

vorliegend gegeben - die Fremdfinanzierung durch den späteren Darlehensgeber

von vornherein vorgesehen war (vgl .  BGH vom 18,3.2003 -  Xl  ZR 422101, WM 2003,

91  6 ;  vom 11 .10 .1995 -  V l l l  ZR 325194,  BGHZ 131 ,66) .

Entscheidend ist  h ier  insoweit ,  dass sowohl die Beklagte als auch die

Fondsgesel lschaft  s ich der gleichen Vertr iebsorganisat ion bedienten. Die Beklagte

war mit dem Vertriebssystem einverstanden und überließ es den Anlagevertreibern,

den Abschluss der Darlehensverträge vorzubereiten, ohne selbst - jedenfalls bis

dahin -  mit  den Kunden in i rgendeiner Weise persönl ich in Kontakt  zu t reten. Ob eine

,,ständige" Geschäftsbeziehung zwischen der Beklagten und der

Vertreibergesellschaft bestand, kann dahinstehen. Aus den vorgenannten Unterlagen

ergibt  s ich für  den Senat jedenfal ls,  dass zumindest eine solche über einen längeren

Zeitraum bestand. In der Entscheidung vom 28.06.2004 (-  l l  ZR 373100 - ,  NJW 04,

3332) weist  der BGH ausdrückl ich darauf hin,  dass das , ,Zusammenwirken" im

Rahmen der Prüfung des $ I  VerbrKrG nicht  von Dauer sein muss. Darüber hlnaus

hat der Prozessbevol lmächt igte der Beklagten im Termin eine Erklärung
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dahingehend abgegeben, dass sich die Beklagte al lgemein zur Finanzierung der

Einlagen von Beitrittsinteressenten bereit erklärt habe. Wie bereits ausgeführt, steht

damit  auch im Einklang, dass die Beklagte -  unstrei t ig -  e ine Vielzahl  von Bei t r i t ten

an dem strei tgegenständl ichen Fonds f inanzier le.

Soweit die Beklagte darauf verweist, dass im Falle der erfolgten Fondsbeteil igung die

Ad der Finanzierung al le ine dem Beitretenden oblag, steht auch dies der

Verbundenheit  der beiden Verträge in dieser Fal lkonstel lat ion nicht  entgegen. Zwar

enthielt tatsächlich die notarielle Beitrittsurkunde ihrem Wortlaut nach keinen Hinweis

auf eine Finanzierung. Maßgebl ich ist  jedoch, dass s ich eine andere Al ternat ive als

die Finanzierung durch die Beklagte für  d ie Kläger auch gemäß den von ihnen

dargestel l ten Außerungen des Zeugen Legrand, die die Beklagte ledigl ich in nicht

zulässiger Weise mit  Nichtwissen bestr i t ten hat (s.  oben),  gar nicht  mehr gestel l t

hatte. Zudem war schon im Eintrittsantragsformular eine eigene Rubrik zur

Finanzierung vorgesehen, wonach der Vermittler beauftragt werden konnte - wie es

vorliegend auch geschah - eine Kreditanfrage in ihrem Namen zu stellen, so dass für

die Kläger schon von Beginn an das , ,Gesamtpaket geschnürt"  war und auch

späterhin nicht einmal ansatzweise Gelegenheit gegeben war, diese Entscheidung

zu revidieren.

Soweit die Beklagte erstinstanzlich darauf hingewiesen hat, dass aufgrund des

lnhal ts der im Darlehensvertrag enthal tenen ergänzenden Best i rnmungen und

Hinweise zu ihrer Funkt ion k largemacht worden sei ,  dass s ie ledigl ich Kredi tgeber in

und nicht  am Model l  betei l igt  gewesen sei ,  und keiner le i  Übenvachungs-,  Beratungs-

und Betreuungsfunkt ion für  d ie Dar lehensnehmer übernommen habe, verrnögen

auch diese Klauseln nicht  d ie von der Beklagten gewünschte Trennung der beiden

Teilstücke des verbundenen Geschäfts zu bewirken. Die Beklaqte kann sie auch

nicht zum Nachteil der Kläqer veru,renden.

Das gesamte Geschäft  stel l te s ich für  d ie Kläger auch angesichts der gemeinsamen

Anbahnung durch den Zeugen Legrand an einem einzigen Termin als einhei t l iches

Geschäft dar. Wie zuvor bereits ausgeführt, wies auch der Kreditvertrag - dem

Woft laut  nach -  berei ts auf dem Deckblat t  e ine eindeut ige Verknüpfung mit  dem

Betei l igungsvef i rag auf.  Die Regelungen über das Verbundgeschäft  sol len den
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Verbraucher vor Ris iken schützen, die ihm durch die Aufspal tung eines für ihn
wirtschaftl ich einheitl ichen Vertrags in einen Gesellschaftsbeitrittsvertrag und einen
damit verbundenen Kreditvertrag drohen. Eine mitten im Vertragstext unter der
Rubrik, ,Ergänzende Best immungen und Hinweise" enthal tene vorformul ier te Klausel ,
d ie entgegen dem gesamten Geschäftsablauf auf eine Trennung hinweist  oder eine
solche bewirken sol l ,  is t  für  den Kunden völ l ig überraschend (  S 3 AGBG a. F.  )  und
stel l t  e ine unangemessene Benachtei l igung des Kunden dar;  s ie wird daher schon
nicht zum Vertragsbestandteil (S 3 AGBG a. F.) oder ist zumindest nach g g Abs. 2
AGB-Gesetz a.  F.  unwirksam.

Zudem wies die Beklagte im Darlehensvertrag sodann in der gleichen Rubrik darauf
hin, dass das Anlagemodell von Vermittlern vertrieben werde. Sie sah sich in diesem
Zusammenhang zu der Klarstellung veranlasst, dass diese nicht berechtigt seien, in
ihrem Namen i rgendwelche Erklärungen abzugeben. Ein solcher rechtsgeschäft l icher
Vorbehalt setzt allerdings voraus, dass die Vermittler nach dem der Bank bekannten
Anlagekonzept auch zur Anbahnung des Kreditvertrages eingesetzt werden sollten.
Dies spr icht  seinem Inhal t  nach sowohl für  das Vor l iegen eines verbundenen
Geschäfts, als auch dafür, dass tatsächlich eine vorherige Absprache zwischen der
B eklagten u nd der Vertriebso rgan isatio n existierte.

6 .

Der  Z insanspruch (ab  10 .10 .2005 )  beruh t  au f  gg  286,  2BB BGB

B .

Da die Beklagte - nach Widerruf des Darlehensvertrags durch die Kläger - weiterhin
am Darlehensvertrag festhält und die Vertragserfüllung begehrt, ist auch der
Feststel lungsantrag begründet.
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C.

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 91 ZPO. Die Entscheidung uber die vor läuf ige
Vol lstreckbarkei t  fo lgt  aus SS Z0g Nr.  10,  711 ZpO.

D .

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des $ 543 Abs. 2 ZpO
nicht gegeben sind. Weder hat die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung, noch
gebietet  d ie Fortbi ldung des Rechts oder die Sicherung einer einhei l ichen
Rechtsprechung eine Entscheidung des Bundesger ichtshofs als Revis ionsger icht .
Wie ausgefuhrt, hat der der Bundesgerichtshof in letzter Zeit mehrere
Entscheidungen zu vorliegend einschlägigen Fragen des Hautürwiderrufsgesetzes

er lassen, denen der Senat s ich insgesamt angeschlossen hat.  Zur Kausal i tät  der
Haustürsituation für den Abschluss des Darlehensvertrages ist der Senat auf Grund
einer wurdigung der Umstände des vor l iegenden Einzel fa l les gelangt.

E .

Der Streitwerl fÜr das Berufungsverfahren wird auf 24.772,21 € festgesetzt.

lm Strei t  steht ein Dar lehen, auf das die Kläger bis lang ledigl ich Zinszahlungen in
Höhe von 6.754,78 € (Klageantrag Zi f f  er  1 .  a.)  erbracht haben. Mit  dem Klageantrag
Ziffer 2' begehren sie die Feststellung, dass sie in Zukunft zur Rückzahlung der
Darlehensvaluta in Höhe von 35.240,--  DM (= 18,0t7,93 €) nicht  verpf l ichtet  s ind.  Bei
dieser Sachlage sind Leistungs- und Feststellungsanlrag zu addieren, wobei die von
den Klägern angebotene Gegenleistung in Form des Fondsantei ls unberücksicht igt
bleibt  (vgl .  Zöl ler-Herget,  a.  a,  O.,  $ 3 Rdnr.  16 St ichworl :  Zug-um-Zug-Leistungen)
Der Klageantrag zu Ziffer 1. b. wirkt sich nicht streitwerlerhöhend aus, da es sich bei
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der Lebensversicherung, deren Rückabtretung die Kläger begehren, letzt l ich um eine

S icherhei t  für  den Darlehensrückzah lu ngsa nspruch handel t .

Sar lor Grünewald Be ick le r


